

Pachtgesuch	für das staatliche Fischereirecht				120607031217111

	
	FROSCHGRUNDSEE						

	Name des Bewerbers
(bzw. Vereinsname)
	                                                                     
                                                                      

	Straße (Postfach)
	                                                                      

	PLZ / Ort
	                                                                      

	
	

	bei Vereinen:
Name des 1. Vorsitzenden
	                                                                      
                                                                      

	Straße (Postfach)
	                                                                      

	PLZ / Ort
	                                                                      

	
	

	Telefonverbindungen:
	                                                                      

	Mobilfunk:
	                                                                      

	Faxverbindungen:
	                                                                      

	E-Mail:
	                                                                      

	
	

	Bankverbindung
für SEPA-Lastschrifteinzug 
	Kontoinhaber:                                                                                     
                                                                                                                                        

	IBAN
	                                                                     

	BIC
	                                                                     

	Bank
	                                                                     

	
	

	Pachtpreisangebot
(bitte konkrete Pachtsumme eintragen)     
		Netto-Pachtpreis
	EUR                            

	zzgl. 7 % Umsatzsteuer
	EUR                            

	Brutto-Pachtpreis
	EUR                            




	Um der Verpachtungskommission im Rahmen der Vergaberichtlinien eine sachgerechte Entscheidung zu erleichtern, bitten wir zusätzlich um folgende Angaben:

	Anzahl der Vereinsmitglieder
	                                                                                      
                                                                                      
                                                                                        

	
	                                                                                                                                                                                                        

	eigene oder gepachtete Fischereirechte

	                                                                                      
                                                                                      
                                                                                      
                                                                                        

	ausgebildete Fischereiaufseher und Gewässerwarte (ja/nein – ggf. Anzahl)

	                                                                            
                                                                            
                                                                            

	Jugendgruppe (ja/nein – ggf. Anzahl Jugendliche) 

	                                                                            
                                                                            
                                                                            

	Teilnahme an AHP, Kormoranvergrämung  u.a. 

	                                                                            
                                                                            
                                                                            
                                                                            
                                                                            

	geplante Bewirtschaftung und Anzahl benötigter Erlaubnisscheine

	                                                                            
                                                                            
                                                                             
                                                                            
                                                                            

	Anzahl an Vereinsmitgliedern die sich im Falle von notwendigen Bergungsmaß-nahmen (z.B. auch beim Abstau) unterstützen und mitarbeiten können. 
(ggf. auch bisherige Hilfen angeben)
	                                                                            
                                                                            
                                                                            
                                                                            
                                                                            
                                                                            
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                      

	Gründe für die Anpachtung (gerne auch auf einem separaten Beiblatt):

	                                                                                                                                       
                                                                                                                                         
                                                                                                                                       
                                                                                                                                       
                                                                                                                                       
                                                                                                                                       
                                                                                                                                       
                                                                                                                                       
                                                                                                                                        



	Fügen Sie bitte dem Pachtgesuch die Ablichtung Ihres gültigen Fischereischeines bei.


Ich versichere, dass alle Angaben vollständig und richtig sind.
	Die „Allgemeinen Informationen zur Anpachtung eines Fischereirechtes“ und die „Inforamtionen zum Datnschutz“ habe ich gelesen und erkläre mich damit einverstanden.  
	
	                                                            

	
	
	Name, Vorname
(bei Vereinen 1.Vorsitzender)

	                                                             
	
	

	Ort, Datum
	
	Unterschrift


Vertretungsberechtigte Vorstandsmitglieder

Seit dem Jahr 2022 verwenden wir einen neuen, mit dem StMUV ausgearbeiteten Musterpachtvertrag. Die Musterpachtverträge wurden an die privatrechtlich abgeschlossenen Fischereipachtverträge angepasst. Bitte beachten Sie daher nachstehend den § 8 des Musterpachtvertrags.



§  8  Ausübungsberechtigung und Jahresbericht

(1) Die Fischerei darf gemäß Artikel 22 Abs. 1 Satz 3 BayFiG ausgeübt werden durch
1.	die im Rubrum benannten max. drei vertretungsberechtigten 	Vorstandsmitglieder des Vereins oder Privatperson(en), 
2.	die Inhaber gültiger Erlaubnisscheine und
3. 	höchstens drei Personen in Begleitung mindestens eines Berechtigten im Sinn der Nr. 1.



Bitte nennen Sie nachstehend die, neben dem 1. Vorstand, vertretungsbe-rechtigten Vorstandsmitglieder und deren Funktion.

	Funktion
	Name

	                                                                
	                                                                

	                                                                
	                                                                




Im Fall eines Wechsels des Funktionsträgers sind neben der Eintragung ins Vereinsregister keine weiteren Schritte notwendig. Nur wenn eine Person mit einer anderen Funktion als vertretungsberechtigtes Vorstandsmitglied eingetragen wird, muss uns der Wechsel gemeldet werden.

 
Das Verfahren zur Entscheidung über die Verpachtung richtet sich nach dem Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen dem Freistaat Bayern und dem Landesfischereiverband Bayern e.V. 
Die Entscheidung, an wen verpachtet wird, trifft eine Verpachtungskommission. 
Die Verpachtungskommission setzt sich grundsätzlich aus einem Vertreter des Landesfischereiverbandes, einem Vertreter des jeweilig regional betroffenen Bezirksfischereiverbandes, einem Vertreter des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) und einem Vertreter des für diesen Landkreis zuständigen Wasserwirtschaftsamtes zusammen. 

Gemäß dem Geschäftsbesorgungsvertrag kommen als Pächter in erster Linie Fischereivereine in Frage. Es wird besonderer Wert daraufgelegt, die Ausübung der Fischerei weiten Kreisen der Bevölkerung zugänglich zu machen. Soweit möglich, wird dabei auch den Bedürfnissen des Fremdenverkehrs Rechnung getragen. Stell das Fischereirecht die Existenzgrundlage für Berufsfischer und deren Familien dar, sind diese zur Sicherung ihrer Arbeitsplätze vorrangig zu berücksichtigen. Die Verpachtungskommission wählt den geeignetsten Bewerber aus. 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich nicht um ein förmliches Vergabeverfahren handelt.

Pachtbedingungen
Die Pachtbedingungen richten sich nach dem zwischen Freistaat Bayern und Landesfischereiverband e.V. abgestimmten Musterpachtvertrag.

Dieser sieht u.a. vor:
· Die Vertragslaufzeit beträgt mindestens 10 Jahre
· Nach Ablauf von 5 Jahren ist der Verpächter im Regelfall berechtigt, das Pachtentgelt um 10 % zu erhöhen.
· Der Pächter hat die Grundsteuer zu tragen.
· Der Pächter hat einen Jahresbericht über Besatz, Fänge und Einnahmen -und Ausgaben zu erstellen.
· Der LFV wird von jeder Haftung freigestellt, soweit ihn kein Verschulden trifft.

Die Verpachtungskommission behält sich im Rahmen der Regularien des Geschäftsbesorgungsvertrages die Entscheidung vor, ob, wann, an wen und zu welchen Bedingungen das Fischereirecht verpachtet wird. Es bleibt ihr unbenommen, mit den Bewerbern nachzuverhandeln. Der Landesfischereiverband behält sich in Absprache mit dem StMUV weiterhin vor, auch nicht frist- und formgerechte Angebote zu berücksichtigen oder die Ausschreibung zurückzunehmen. 
Es handelt sich um eine unverbindliche Aufforderung zur Abgabe bezifferter Pachtangebote. Hieraus, insbesondere aus der Nichtberücksichtigung von Angeboten, können keinerlei Ansprüche gegen den Landesfischereiverband Bayern e.V. oder den Freistaat Bayern abgeleitet werden.
Die Angebotsöffnung erfolgt nicht öffentlich. Es werden im Falle der Verpachtung keine Auskünfte über den Pächter erteilt.
Alle Angaben, auch Zahlen- und Größenangaben zum Fischereirecht sind unverbindlich. Maßgebend ist lediglich der abzuschließende Pachtvertrag. 
Alle mit der Angebotsabgabe verbundenen Kosten trägt der Bieter. Die Verpachtung des Fischereirechtes erfolgt durch den Landesfischereiverband Bayern e.V. 
Hinweise zum Datenschutz entnehmen Sie der beigefügten“ Information zum Datenschutz im Zusammenhang mit der Verpachtung von Fischereirechten“.
Mit Unterzeichnung und Abgabe eines Angebotes erklären Sie, mit dem Inhalt dieser Allgemeinen Information ausdrücklich einverstanden zu sein. 
Allgemeine Informationen zur Anpachtung eines Fischereirechtes


[bookmark: _Toc507574031]Informationen zum Datenschutz im Zusammenhang mit 
der Verpachtung von Fischereirechten

Datenschutz ist uns ein wichtiges Anliegen. Nachfolgend möchten wir Sie daher über die Verarbeitung personenbezogener Daten gem. Art. 13, 14 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) informieren. 

1. Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit
	Verpachtung von Fischereirechten



2. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen
	Verantwortlich für die Datenerhebung ist 
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz
Rosenkavalierplatz 2 
81925 München 
Telefon: 089 9214-00
Telefax: 089 0214-2266
E-Mail: poststelle@stmuv.bayern.de 



3. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten
	Behördlicher Datenschutzbeauftragter
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz
Rosenkavalierplatz 2 
81925 München
Telefon: 089 9214-3239
Telefax: 089 9214-2580
E-Mail: datenschutz@stmuv.bayern.de




4.  Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
	4a) Zwecke der Verarbeitung:
Die erhobenen personenbezogenen Daten werden zum Zwecke des Abschlusses, der Erfüllung und Pflege geschlossener Verträge über die Verpachtung von Fischereirechten sowie zur Erfüllung von gesetzlichen bzw. öffentlichen Aufgaben verarbeitet. Dies schließt die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rahmen von Vertragsanbahnungen und Ausschreibungen von Leistungen bei Vergaben ein.



4b) Rechtsgrundlagen der Verarbeitung
Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b), c), e), Abs. 3 DSGVO i.V.m. Art. 4 Abs. 1 Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG), Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 BayDSG i.V.m. den Vorschriften des Bayerischen Fischereigesetzes (BayFiG) verarbeitet.



5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
	Die Daten werden an die grundbesitzbewirtschaftende Dienststelle, z.B. das Wasserwirtschaftsamt, sowie an etwaige Mitberechtigte übermittelt. 
Die für Buchhaltungszwecke notwendigen Daten werden an Buchhaltungsdienstleister übermittelt. Die notwendigen Daten zur Zahlungsabwicklung werden an Buchhaltungsdienstleister, Kreditinstitute und die Staatsoberkasse Landshut übermittelt. Sollten Zahlungsfristen nicht eingehalten werden, so werden ausstehende Zahlungen gegebenenfalls durch das zuständige Fiskalat am Landesamt für Finanzen gerichtlich geltend gemacht, sofern nicht eine Beitreibung durch den Landesfischereiverband Bayern e.V. erfolgt. Die hierfür erforderlichen personenbezogenen Daten werden dann dem zuständigen Fiskalat am Landesamt für Finanzen und/oder etwaig damit beauftragte Rechtsanwälten übermittelt. Auf die Übermittlung von Daten an den Obersten Rechnungshof bzw. die Staatlichen Prüfungsämter im Rahmen einer Rechnungsprüfung oder an den Landesbeauftragten für den Datenschutz als Aufsichtsbehörde wird hingewiesen. 
Die für die Durchführung des Jahresabschlusses notwendigen Daten werden an Wirtschaftsprüfungsdienstleister übermittelt. Zu vernichtende Datenträger können an Dienstleister zur Datenvernichtung übermittelt werden.
Der Freistaat Bayern, vertreten durch das StMUV, hat den Landesfischereiverband Bayern e.V. beauftragt, in Vertretung des Freistaates Bayern auch für Abschluss, Durchführung und Abwicklung der Pachtverhältnisse zu sorgen, sodass diese Daten auch im Wege der Auftragsverarbeitung erhoben und verarbeitet werden.  
Die Daten werden, soweit erforderlich und zulässig, an die entsprechenden zuständigen Behörden nach dem Bayerischen Fischereigesetz, dem Bayerischen Wassergesetz und dem Bayerischen Naturschutzgesetz sowie die Fachberatung für Fischerei beim jeweiligen Bezirk und etwaig bestellten Fischereiaufsehern im jeweils erforderlichen Umfang übermittelt. 
Soweit die personenbezogenen Daten elektronisch verarbeitet und gespeichert werden, erfolgt der technische Betrieb unserer Datenverarbeitungssysteme auch durch die staatlichen Rechenzentren sowie, soweit erforderlich, temporär im Rahmen der Wartung, Pflege, Aufbereitung und Fehlerbehebung der Daten durch Auftragsverarbeiter. 



6. Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland
	Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland ist nicht vorgesehen.



7.  Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten
	Ihre Daten werden nach der Erhebung so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für den Verarbeitungszweck erforderlich ist.


8. Betroffenenrechte
	Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu:

· Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht, Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO).

· Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO).

· Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 21 DSGVO).

· Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO).

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüfen wir, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind.

Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz. Diesen können Sie unter folgenden Kontaktdaten erreichen:

Postanschrift: 	Postfach 22 12 19, 80502 München  
Hausanschrift:  Wagmüllerstraße 18, 80538 München  
Telefon:  089 212672-0  
Telefax:  089 212672-50  
E-Mail:	poststelle@datenschutz-bayern.de
Internet: https://www.datenschutz-bayern.de



9. Widerrufsrecht bei Einwilligung
	Wenn Sie in die Verarbeitung durch eine entsprechende Erklärung eingewilligt haben, können Sie die Einwilligung jederzeit für die Zukunft widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung wird durch diesen nicht berührt.



10. Pflicht zur Bereitstellung der Daten
	Sie sind nicht dazu verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten anzugeben. 
Wir benötigen Ihre Daten, um den Vertrag mit Ihnen abschließen und erfüllen zu können sowie zur Vergabe von Leistungen.
Wenn Sie die erforderlichen Daten nicht angeben, ist ein Vertragsschluss oder eine öffentliche Auftragsvergabe nicht möglich.
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Fischereirecht
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Anlage 1



Gewässerbeschreibung:



Froschgrundsee


Gemarkung Weißenbrunn v. W. und Gemarkung Schönstädt


Fläche: ca. 19,3 ha

Fischereirecht
	D
	12060



Bewirtschaftung des Froschgrundsees



Erlaubnisscheinkontingent:

Nach Stellungnahme der Fischereifachberatung Bezirk Oberfranken können für das Fischereirecht voraussichtlich max. 70 Jahreserlaubnisscheine ausgegeben werden. Ein Teil kann davon in Tages- oder Wochenkarten umgetauscht werden.


Einschränkung der Ausübung der Angelfischerei:

Die Bestimmungen der geltenden Naturschutzgebietsverordnung „Itztal und Effeldertal bei Weißenbrunn vorm Wald“ sind insbesondere hinsichtlich des Betretungsrechtes zu beachten. 


Hegemaßnahmen:

Besatzmaßnahmen sind mit der Fachberatung für Fischerei für den Bezirk Oberfranken abzustimmen. 

Der Pächter sollte in der Lage sein berufsfischereiliche Methoden (wie z.B. Netzbefischung, Reusen) durchzuführen. Damit kann bei Bedarf eine gezielte Reduzierung der Weißfischbestände in Abstimmung mit der Fachberatung für Fischerei vorgenommen werden.

[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Veröffentlichung, Schwarzweiß enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
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Automatisch generierte Beschreibung]
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Automatisch generierte Beschreibung]
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FV Musterhausen
Fischereirechtsnummer: 11111

Anschreipe,

Pachtgesuchstormutar

Landesfischereiverband Bayern e.V.
Verwaltung staatlicher Fischereirechte
Mittenheimerstr. 4

85764 OberschleiRheim

1.
Pachtgesuchsunterlagen
in Umschlag 1 stecken

2.
Umschlag 1 ver-
schlieBen u. mit Name
und Fischereirechts-
nummer beschriften

3.

Umschlag 1 zusammen
mit dem Anschreiben

in Umschlag 2 stecken

4

Umschlag 2 an den LFV
adressieren
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18 Regierung von Oberfranken, Folge 12/1997

Landesentwicklung und Umweltfragen

Nr. 800 - 1445 W

Regionaler Planungsverband Oberfranken-West
(Region &);

Sitzung der Verbandsversammlung des
Rogionalen Planungsverbandes
Oberfranken-West

Bekanntmachung .

Aul Antrag des Regionalen Planungsuerbandes.
Oberfranken-West vom 3. November 1997 wird fol-
gendes bekanntgegeben:

Am Froitag, 28. November 1997 um 10.00 Uhr,
findet im GroBen Sitzungssaal im Landratsamt i
Bamberg die 2. Sitzung der Verbandsversammiung
des Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-
West statt.

Die Sitzung it offentich.

Tagesordnung

1. Beschlubfassung Gber die Vierte Anderung des
Regionalplans;
Echtung von Windenergieariagen Kapitel 8 X
Abschit 5.2°

2. Edall der Haushaltssatzung 1997

Bayreutn, 4. November 1997

Regiorung von Oberfranken
A
v.d. Planitz .
Abteilungsdirekior
Nr. 820 - 8622
- Verordnung

ber das Naturschutzgebiet “ltztal und Effeldertal
bel WeiBenbrunn vorm Wald™

Vom 5. November 1997

Auf Grund von Art.7, At 45 Abs.1 Nr.2a und
Art. 37 Abs. 2 Nr. 2 des Bayerischen Naturschutzge-
Setzes -BayNatSchG- (BayRS 791-1-U), zuletzt gean-
dert durch Gesetz vom 26. Jull 1997 (GVBI S.311),
erlét die Regierung von Oberiranken folgende Ver-
ordnung:

§1
Schutzgegenstand

Die in den Gemarkungen WeiGenbrunn vorm Wald
und Schénstadt, Stadt Rodental, nordiich, westich und
Salich des Froschgrundsees im Landkreis Coburg ge-
legenen Taloereiche der ftz und der Effelder werden
unter der Bazeichnung “Iztal und Effeldertal bei Wei-
Benbrunn vorm Wald" in den in § 2 naher beschriebe-
nen Grenzen als Naturschutzgebiet geschitzt.

52
Schutzgebietsgrenzen
(1)Das Schutzgebiel hat eine Grode von ca.
42 Hektar.
(2) 'Die Grenzen des Naturschutzgebetes ergeben
sich aus den Schutzgebietskarten M 1:25.000 und
M1:5.000 (Anlagen), die Bestandteil dieser Verord-

nung sind. "MaBgebend fur den Grenzveriauf ist die
Karte M 1 - 5.000.
§3

Schutzzweck
Zweck der Festsatzung als Naturschutzgebiet st es,

1. Talberciche mit naturnahen Fliegewassem, gu-
ausgebidetem _Ufergeholzsaum, Bachrsficht,
Feuchtwiesen, Groiseggensimplen und Hoch-
staudenfluren in ihrem naturmahen Zustand zu er-
halten und vor nachtoiigen Veranderungen zu
schitzen,

2. das Gebiet als Lebensraum, Brut:, Rast- und Nah-
fungsplatz for teibweise hochgradg bedrohte Vo-
gelarten sowie andere bedrohte Tierarten zu si-
chem und zu entwickeln,

3. die fur dieses Gebet typische Pflanzenwell zu
schiizen,

4. das Gebiet vor fir die Tier- und Pflanzenaren
nachtelligen Veranderungen zu bewahren und un-
ndtige Stérungen und Beunruhigungen femzunal-
tenund

5. die Entwickiung extensiv_ bewitschafteter Grin-
lang-Phianzengeselischatten zu fordem.

54
Verbole.

(1) 'Nach Art 7 Abs. 2 BayNatSchG sind ale Hand-
fungen verbolen, die zu iner Zerstérung, Beschid-
ung oder Verainderung des Nalurschuizgebietes oder
Seiner Bestaneile oder 7y ener nachnatigen S5-
tung flihren kennen. %Es ist deshalp vor allem varbo-
ton
. baulche Aniagen im Sinne der Sayerischen Bau-

ordnung zu emichten oder wesentich zu andern,
auch wenn dies sonst keiner dffontich-rechtichen
Erlaubnis bedari,

2. Straflen, Wege, Pfade, Steige und Platze neu
anzulegen oder bestehende zu verandemn,

3. Bodenbestandlile_abzubauen, Aufschiltungen,
Ablagerungen, Grabungen, Sprengungen_oder
Bohrungen vorzunehmen oder de Bodengestal in
sonstiger Weise zu verandern,

4. Leltungen zu erichien oder 2y veriegen,

5. oberidisch Uber den zulassigen Gemein- und

ecgebraich hinaus oder unteridisch Wasser

2u eninehmen, die nattrichen Wesseriaufe und

Wasserflachen_einschlieich_deren Uter, den

Grundwassersiand oder den Zu- und Ablauf des

Wassers 2u verdindem oder neue Gewdssar anzu-
legen,

6. 0 Libansbersiche (Ritope) e Tiat s Pl
zen 20 storen oder nachtoli 2u verandern, insbe-
sondere sie durch chemische oder mechanische
Matinahmen zu beeinflussen,

7. fralebenden Tieren nachzusiellen, sie zu fangen,
aufzunchmen, zu verletzen, 2u icten oder irs
Entwicklungsformen, Biul- oder Wohnstatien oder
Galege der Natur zu eninehmen, zu beschidigen
oder zuzerstoren,

8. Tiere auszusetzen,

9. Widfilterungen und Widzcker anzuiegen.
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10. Pllanzen oder Planzenbestandieile zu entnehmen.

11 Grunland umzubrechen,

12.Pflanzen einzubringen, insbesonders Erstaufior-
stungen vorzunehmen,

13.20 cungen und Pllanzenschutzmitel aller At ein-
2usetzen,

14.Sachen im Gelande zu lagern,

15, Feuer zu machen oder zu gilen,

16. Bid- oder Schriftafeln anzubringen.

17.cine andere als die nach §5 zugelassene wirt-
schaiche Nutzung auszuben.

(2) Femer ist es nach At 7 Abs.3 Satz2

SayNatSchG verbotn:
‘aufierhalb der dem ffentichen Verkeht gewidme-
fen Strailen mit Fahrzeugen aller At oder mit
Wohnwagen zu fahren oder diese dort abzustelen,

2. das Gebiet aulerhalb der befestigten Wege oder
markierten Wandewege 2u berelen, ausgenom-
men durch Grundeigentimer oder Nuzungsbe-
rechigte.

3. Flug- oder Schifismodalle aer Art zu betreiben.

4. die lz und Effelder mit Schwimmkorpe zu befan-
ren,

2 siten,

2u zelten oder zu lager,

Hunde fre laufen zu lassen (ausgenommen Jagd-

hunde beim Einsatz nach § 5 Nr. 10),

& 2u tarmen und Tondbertragurigs- oder Tonwieder-
abegerate 2u benutzen,

55
Ausnahmen
Ausgenommen von den Verboten nach Ar. 7 Abs. 2
und 3 BayNatSchG sowie § 4 dieser Verordnung sind:

. Unterhaltungs- und_Instandsetzungsmafinahmen
an bestehenden Straten und Wegen,

2. Unterhaltungs- und_Instandsetzungsmatinahmen
an vorhandenen Leitungen,

3. Unterhaltungsarbeiten an Gewssser im gese
zulassigen Umfang in der Zeit vom 1. August bis
30. Seplember, Geholzpflegearbeiten zusatzlich in
der Zeit vom 1. Dezember bis 28. Februar,

4. Sicherungs- und Unterhallungsmainahmen _im
Berelch des Hochwasserrickhaliebeckens Frosch-
grundsee, einschiieRich des Sefahrens der Iz und
des Stauraums des Hochwasserrickhaltebeckens
it gem Betrlebsboot des Wasserwitschafisarntes,

5. die zeitweise Uberstauung von Flachen im Zuge
von Hochwasserrlckhattung,

6. MaBinahmen der technischen Gewasseraufsicht,

7. der Betieb einer Multerbodendeponie durch das
Wasserwirtschafisamt Hof im bisherigen Umfang,

8. dio ordnungsgematie landwitschaftiche Boden-
nutzung: es gill jedoch § 4 Abs. 1 Satz 2 Nm. 5, 11
und 13,

9. die ordnungsgemale und natumahe forstwit-
schafliche Bodennutzung i bisherigen Umfang;
es giitjedoch § 4 Abs. 1 Salz 2 Nr. 13,

S

10.die rechimatige Austbung der Jagd und Aufgaben
des Jagdschuizes il Ausnahme der Jagd aul
‘Groifvogel und Graureiher, weilerhin git § 4 Abs. 1
Satz 2Nr.9,

1.die ordnungsgemate Austlbung der Fischerei an
er Iz und dem Muhlgraben nrdlich (TuSautwarts)
der die Iz berguerenden Sisade, dio nordich des
Froschgrundsees verlau, in der bisherigen Art und
im bisherigen Unifang,

12.die Ausilbung der Fischnacheile in der Zeit vom
1. November bis 28, Februar,

13.die zur Ervaltung oder Verbesserung der Funki-
onsfahigeit dos Naturschutzgebietos notwendigen
und von den Naturschutzbehorden angeordneten
oder zugelassenen Gberwachungs-. Schutz- und
Pllogematinahmen,

14.das Aufstelion oder Anbringen von Zeichen oder
Schidem. die auf den Schuiz oder die Bedeutung
des Gebietes hinweisen. souie von Zeichen und
Schidem der Fluflausstatung, oder von Wege-
markierungen, Wamisfeln, Ortshinwsisen, Sper-
zeichen und sonsiigen Abspermungen, enn i
Matinahme auf Veranlassung oder mit Genehmi
‘gung des Landralsamtes Coburg erfogt.

56
Bafreiungen

(1) Von den Verboten des Bayerischen Natur-
schutzgesetzes und dieser Verordnung kann gemats
Art. 49 BayNatSchG in Einzefalen Befreiung erteit
werden.

(2) Zustandig fr die Erteilung der Befeiung ist die
Regierung von Oberiranken; be Vorhaben der Lan-
desverteidigung und des Zivischutzes entscheidet
Gber die Befrelung das Staatsministerium for Landes-
entwicklung und Umweltiragen.

57
Ordnungswidrigketten

Nach At.52 Abs.1 Nr.3, A7 Abs.3 Satz4
BayNatSchG kann mit Gefubue bis zu einhundert-
tausend Deutsche Mark belegt werden, wer vorsaitzlich
odor fahridssig einem Verbot des §4 Abs. 1 Satz2
Nim. 1 bis 17 oder des § 4 Abs. 2 N 1 bis 8 dieser

Verordnung zuwiderhandait

58
Inkraftireten
Diese Verordnung it am 1. Dezember 1997 in
Kt

Bayreuth, 5. November 1967
Regierung von Oberfranken
Dr.Erich Haniel
Regierungsprasident
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INHALTSVERZEICHNIS

LANDRATSAMT COBURG

Stadt und Landireis Cobu
Zahnaratlicher Notfalldienst im Pebruar 1998

Landratsamt Coburg:

Otfentliche Bekanntmachung _der VerduBerung _einer
Grundsticksflache durch die Gesamtheit dor Zusammen-
legungsbeteiligten von Elsa

Verordnung zur Aufhebung der Verordnung iber die Be-
schrinkung des Betretens des Feuchtblotops ,Eifelder
Grund am Froschgrundsee in der Gemarkung WeiBen-
‘brunn vorm Wald, Stadt Rodental, Landkreis Coburg

Stadt Coburg:

Volksentschelde am 08. Februar 1998;
Abstimmungsbekanntmachung 2u den Volksentscheiden
Ober die Verfassungsreformgesetze und Uber den Bayeri-
schen Senat

Ottentliche Ausschreibung nach VOB/A

Amtliche Bekanntachung tber die Birgerbeteiligung zur
3. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Coburg.
‘nbrdlich Neustadter Strabe, ostlich Lauterer Str., sidlich
Bahalinie

STADT UND LANDKREIS COBURG

Zahnirztlicher Notfalldienst im Februar 1998
in der Stadt Coburg
31.01/01,02. 1998 Dr. Andreas Hallein, Callenberger Str. 3,

Tel. 92190

O7./05.02.1998  Dr. Michael Meibner, Leopoldstr. 36, Tel.
34071 u. 58072

14/15.02.1998  Ulrich Kem, Markt 15, Tel. 04677 u. 30742

21/2.02.1998  HansNorbert Joh, Hetmatring 56,
Tel. 30233

207202109 Désirée Metz, Coburg Schoverfeld,
Dr.OttoStr.3, Tel. 33203
im Landkrets Coburg.

31.01/01.02. 1998 Rolf Schubert, Neustadt, Bergstr. 13,
Tel. 08568/5513

07./08.02.1998  Dr. Gerd Schwesinger, Rodach, Heldrit-
ter Sir. 10, Tel. 09564/232

14/15.02.1098  Dr. Jurgen Stakl, Untersiemau, Thiin-
ger Str. 3, Tel. 09365/6379

21/22.02.109  Dr. Wiltried Stein, Sonnefeld, Thiringer
Str. 173, Tel. 09562/7363

2524021998 Helmut Vorderwlbecke, Seflach,

Fr-Riickert-Str. 5, Tel. 09569/261

Offentliche Bekanntmachung

der VerkuBerung einer Grundstiicksliche durch die
Gesaméheit der Zusammenlegungsbeteiligten von Elsa

Die Gesamtheit der Zusammenlegungsbeteiligten von Else
verdubert lolgendes Grundstck der Gemarkung Elsa:

FINF, $64/2 20 35 gm.

Gegen den betreffenden Kautvertrag, der erst Rechtswirk-
samkelt ch Genohmigung durch das Landratsamt Coburg
erlangt (Att. 112 § 3 Satz 1 des Coburger Gesetaes vom 01. 06
1907, Gesetzessammiung for das Herzogtum Coburg, Jabr.
gang 1607, Nr. 14, S. €3), kann binnen 2 Wochen vom Tage
der Verdffentlichung im Coburger Amisblatt an Einspruch
beim Landratsamt Coburg, Lauterer Strae 60, 96450 Coburg.
Zimmer 1, schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt wer.
den.

Der Einspruch sall einen bestimmten Antrag enthalten. Die
2ur Begrandung dicnenden Tatsachen und Beweismittel sol
len angegeben werden.

Landratsamt

Coburg, 07. 01. 1998
L A Krapp, Regierungsdirektor

Verordnung

sur Aufhebung der Verordnung Gber die Beschrinkung des
Betretens des Feuchtbiotops ,Eftelder Grund am Frosch-
grundsee” in der Gemarkung Weilenbrunn vorm Wald, Stadt
Radental, Landkreis Coburg

vom 20. 01. 1998

Aufgrand von Art. 26 Abs. 1 und Art, 37 Abs. 2N, in Verbin-
ung mit Art. 55 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Naturschutz-
gesetzes - BayNatSchG - (BayRS T01-1.U), zuletat geindert
ureh Gesetz vom 26, Tuli 1997 (GVBL S. 311) erlaht das Land-
ratsamt Coburg folgende Verordnung:

§1

Die Verordnung tber die Beschrinkung des Betretens des
Feuchtbiotops ,Effelder Grund am Froschgrundsee® in der
Gemarkung Weibenbrunn vorm Wald, Stadl Rédental, Land:
kreds Coburg vom 19. Juli 1888 (Coburger Amtsblate Nr. 28
vom 29. Jull 188) wird aufgehoben.

5z

Diese Verordnung tritt mit Wirkcung vom 1. Dezember 1997 i
Kaaft,

Landratsamt

Coburg, den 20, Januar 1998
Zeitler, Landrat.




